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Allgemeine Angaben  

Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs dieses Bebauungsplanes 

bisher bestehenden planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sowie 

frühere baupolizeiliche Bauvorschriften der Gemeinde werden aufgehoben.  
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A  Planungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 BauGB und BauNVO 

 

A.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

A.1.1 WR: Reines Wohngebiet (§ 3 BauNVO) 

Zulässig sind: 

• Wohngebäude 
 

• Anlagen zur Kinderbetreuung, die den Bedürfnissen der Bewohner des Gebiets dienen 

Ausnahmsweise können nach § 3 Abs. 3 BauNVO zugelassen werden: 

• Läden und nicht störende Handwerksbetriebe, die zur Deckung des täglichen Bedarfs für 
die Bewohner des Gebiets dienen. 
 

• Sonstige Anlagen für soziale Zwecke sowie den Bedürfnissen der Bewohner des Gebiets 
dienende Anlagen für kirchliche, kulturelle, gesundheitliche und sportliche Zwecke.  

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO sind folgende Ausnahmen nach § 3 Abs. 3 BauNVO nicht 

zugelassen: 

• Kleine Betriebe des Beherbergungsgewerbes. 

 

A.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 – 21 a BauNVO) 

A.2.1 GRZ (Grundflächenzahl) (§ 19 i.V.m. § 16 Abs.5 BauNVO) 

Maximale Grundflächenzahl: 0,4 

Die zulässige Grundflächenzahl darf durch die in § 19 Abs. 4 BauNVO bezeichneten Anlagen bis auf 

0,6 überschritten werden.  

Zusätzlich ist eine Überschreitung bis max. 0,8 für Tiefgaragen zulässig, wenn sie vollständig 

erdüberdeckt und intensiv begrünt sind. 

 

A.2.2 Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO, § 9 Abs. 3 BauGB) 

Die Höhe baulicher Anlagen wird definiert durch maximale First- bzw. Gebäudehöhe, bezogen auf die 

festgesetzte Bezugshöhe (siehe Planeintrag). 

Bezug für die maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen ist die Bezugshöhe. Im Bereich der 

Nutzungsschablone B gelten die Höhen am Ort des Eintrags. Im 

Bereich der Nutzungsschablone A gilt die eingetragene Bezugshöhe für das komplette Baufenster. 

 

A.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 

23 BauNVO) 

A.3.1 Bauweise 

a1: abweichende Bauweise, offen gemäß § 22 Abs. 1 und 2 BauNVO  

Es gilt die abweichende Bauweise offen, jedoch mit Bezug der maximal zulässigen Gebäudelänge auf 

28 m.  
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a2: abweichende Bauweise, offen gemäß § 22 Abs. 1 und 2 BauNVO 

Es gilt die abweichende Bauweise offen, jedoch mit Begrenzung der maximal zulässigen Gebäudelänge 

auf 16 m. Zulässig sind nur Einzel- und Doppelhäuser. 

 

A.3.2 Überbaubare Grundstücksfläche  

Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Baugrenzen festgesetzt. Kellerabgänge, 

Dachüberstände bis 0,6 m und Terrassen sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche 

zulässig. Der Mindestabstand von Terrassen und Kellerabgängen zur öffentlichen Straßengrenze muss 

1,5m betragen. Der Mindestabstand von Dachüberständen zur öffentlichen Straßengrenze muss 2 m 

betragen.  

 

A.3.3 Stellung baulicher Anlagen (§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Die Längsachse der Gebäude ist parallel zu den Richtungspfeilen zu stellen (siehe Planeinschrieb). 

Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO und Gebäudeteile, die den Hauptgebäuden untergeordnet 

sind, sind von dieser Festsetzung nicht betroffen. 

 

A.4 Höchstzulässige Zahl von Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 (1) 6 BauGB) 

Die maximale zulässige Zahl der Wohneinheiten im Bereich der Nutzungsschablone B ist auf zwei 

Wohnungen pro Wohngebäude beschränkt.  

 

A.5 Nebenanlagen, Garagen, Stellplätze (§ 9 Abs, 1 Nr. 4 BauGB, §§ 12, 14 

BauNVO) 

A.5.1 Oberirdische Garagen, überdachte Stellplätze und nicht überdachte Stellplätze 

Oberirdische Garagen und überdachte Stellplätze sind innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 

sowie auf den im Plan besonders gekennzeichneten Flächen (Ga) zulässig.  

Nicht überdachte Stellplätze sind zulässig, auf den besonders gekennzeichneten Flächen (St), auf den 

Garagenflächen (Ga) sowie auf der überbaubaren Grundstücksfläche. 

 

A.5.2 Tiefgaragen  

Tiefgaragen sind innerhalb und außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Sie müssen 

außerhalb der Hochbauten erdüberdeckt sein. Die Mindestüberdeckung muss 0,5 m, betragen. Der 

Substrataufbau muss mit steinfreiem kulturfähigem Bodenmaterial erfolgen. Die Flächen sind intensiv 

zu begrünen und gärtnerisch anzulegen.  

 

A.5.3 Nebenanlagen  

Nebenanlagen als Gebäude im Sinne des § 14 BauNVO können im WA auch außerhalb der 

überbaubaren Grundstücksflächen zugelassen werden. Außerhalb der Bauflächen dürfen sie eine 

Größe von 15 m³ umbauten Raum nicht überschreiten. 
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A.6 Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)  

Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung: Mischverkehrsfläche 

Gehweg  

öffentliche Parkfläche  

(siehe Planeinschrieb)  

 

A.7 Versorgungsflächen (§ 9 (1) 12 BauGB) 

Fläche für Anlagen und Einrichtungen der Versorgung, hier Elektrizität. 

 

A.8 Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)  

Verkehrsgrün 

(siehe Planeinschrieb) 

 

A.9 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,  

Natur und Landschaft (§ 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB)  

A9.1 Wasserdurchlässige Beläge  

Für Zugänge und Zufahrten sind nur wasserdurchlässige Materialien zulässig.  

Dies gilt nicht für TG-Zufahrten. 

 

A9.2 Dachbegrünung  

Geneigte Dächer/ Flachdächer bis 10° von Gebäuden, Garagen und überdachten Stellplätzen sind mit 

einer extensiven Dachbegrünung mit mind. 10 cm Stärke eines kulturfähigen Substrats zu versehen. 

Die Begrünung ist dauerhaft zu erhalten. 

 

A.10 Mit Geh- Fahr- und Leitungsrecht zu belastende Flächen (§ 9 Abs.1 Nr. 20 

BauGB) 

GR: Mit Gehrecht belastete Fläche zugunsten der Allgemeinheit bzw. des jeweils Berechtigten. 

  

FR: Mit Fahrrecht belastete Fläche zugunsten der Allgemeinheit bzw. des jeweils Berechtigten.  

 

LR:Das im Plan dargestellte Leitungsrecht (LR) wird zugunsten der Gemeinde Sersheim und der Ver- 
und Entsorgungsträger festgesetzt.  
In den gekennzeichneten Bereichen sind unterirdische Leitungen und oberirdische Schachtbauwerke 
zu dulden.  
Leitungsrechte (siehe Planeintrag) sind von Bauwerken und tiefwurzelnden Gehölzen freizuhalten. 

A.11 Pflanzgebote und Pflanzbindungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

A.11.1 Pflanzgebot 1 (Pfg 1) – Einzelbäume auf öffentlichen Grünflächen  

An den im Plan durch Planzeichen festgesetzten Standorten sind hochstämmige groß- bzw. 

mittelkronige, standortgerechte, einheimische Laub- oder Obstbäume zu pflanzen, zu pflegen 

und dauerhaft zu unterhalten. Abgängige Bäume sind zu ersetzen.  

Für die Bepflanzung geeignete Arten und Sorten sind in den Pflanzenlisten 1 und 2 aufgeführt. 
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Die im Bebauungsplan eingetragenen Standorte der Bäume sind geringfügig veränderbar, 

sofern die ursprüngliche Gestaltungsidee erhalten bleibt.  

Pro Baum sind über dem Wurzelbereich mindestens 10 m² unversiegelte Fläche oder 

durchlässige Beläge vorzusehen. 

 

A.11.2 Pflanzgebot 1 (Pfg 1) – Innere Durchgrünung mit Bäumen (Privatgrundstücke)  

Pro angefangene 300 m² Grundstücksfläche ist auf den nicht überbauten Grundstücksteilen 

mindestens ein mittel- oder großkroniger, standortgerechter und einheimischer Laub- oder 

Obstbaum zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu unterhalten. Abgängige Bäume sind zu 

ersetzen.  
Für die Bepflanzung geeignete Arten und Sorten sind in Pflanzenliste 1 und 2 aufgeführt.  

 

A.11.3 Pflanzgebot 2 (Pfg 2) – Innere Durchbegrünung mit Sträuchern (Privatgrundstücke) 

10% der nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind mit standortgerechten Sträuchern zu 
bepflanzen.  

Für die Bepflanzung geeignete Arten und Sorten sind in Pflanzenliste 3 aufgeführt.  

Nadelgehölze und immergrüne Gehölze sind nicht erlaubt (z.B. Tuja und Zypressen). 

 

A.11.4 Pflanzgebot 3 (Pfg 3) - Dachbegrünung 

Dächer mit einer Dachneigung von 0° bis 10° von Gebäuden, Garagen und überdachten 
Stellplätzen sind mit einer extensiven Dachbegrünung mit mind. 10 cm Stärke eines 
kulturfähigen Substrats gemäß Pflanzenliste 4 zu versehen und die Begrünung ist dauerhaft 
zu erhalten.  

Bei der Verwendung von Photovoltaik- und Solaranlagen sind diese mit einer Ständerbau-
weise zu errichten, um eine Kombination mit der Dachbegrünung zu ermöglichen. 

 

A.11.5 Pflanzgebot 4 (Pfg 4) – Intensive Begrünung von Tiefgaragen 

Tiefgaragen sind außerhalb der Hochbauten, sofern in diesen Bereichen keine oberirdischen 

Zufahrten oder Zugänge angelegt werden, erdüberdeckt auszuführen. Hiervon ausgenommen 

sind die Einhausungen von Tiefgaragenzufahrten. Die Mindestüberdeckung muss 0,5 m 

betragen. Der Substrataufbau muss mit steinfreiem kulturfähigem Bodenmaterial erfolgen. Die 

Flächen sind dauerhaft intensiv zu begrünen und gärtnerisch anzulegen. 

 

A.11.6 Pflanzbindung 1 (Pfb 1) 

In den ausgewiesenen Flächen sind Gehölze und Einzelbäume dauerhaft zu erhalten und zu 
pflegen sowie bei Abgang durch Arten der Pflanzliste 1 und 3 zu ersetzen. 

A.12 Flächen zur Herstellung des Straßenkörpers (§9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB) 

Randeinfassungen mit Hinterbeton sind, soweit sie zur Herstellung des Straßenkörpers erforderlich 
sind, auf den angrenzenden privaten Grundstücken bis zu 1,0 m Tiefe zu dulden. Zudem sind 
unterirdische Stützbauwerke in einer Breite von 0,2 m und einer Tiefe von ca. 0,5 m zu dulden. 

Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 126 Abs. 1 BauGB Lichtmasten und Verkehrszeichen auf 
den angrenzenden privaten Grundstücken zu dulden sind.  
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B Örtliche Bauvorschriften 

gemäß § 74 LBO 

 

B.1 Äußere Gestaltung (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

B.1.1 Dachform und Dachneigung 

Hauptgebäude: siehe Planeintrag.  

Für die Hauptgebäude sind nur die im Plan dargestellten Dachformen und Dachneigungen 

zulässig. 

Aneinandergebaute Gebäude sollten die gleiche Dachneigung aufweisen. 

 

B.1.2 Garagen, überdachte Stellplätze  

Garagen und überdachte Stellplätze sind mit der für Hauptgebäude festgesetzten 

Dachneigungen auszuführen oder mit einem dauerhaft extensiv begrünten Flachdach zu 

versehen. Bei extensiv begrünten Flachdächern ist eine mindestens 10 cm starke 

Substratschicht anzulegen.  

 

B.1.3 Dacheindeckung und –gestaltung 

Die Farbe der Dacheindeckungen ist im Bereich zwischen rot und rotbraun sowie grau bis 

anthrazit zu wählen. Reflektierende oder glänzende Materialien sind, mit Ausnahme von 

Dachflächenfenstern und Solarenergieanlagen, nicht zulässig. Ausgenommen von diesen 

Festsetzungen sind lichtdurchlässige Vorbauten im Sinne von § 5 Abs. 6 Nr. 2 LBO. 

Unbeschichtete Dachabdeckungen aus Kupfer, Zink und Blei sind unzulässig. Bei 

aneinandergebauten Gebäuden ist zur Dacheindeckung das gleiche Material zu verwenden. 

Gemäß Pflanzgebot 3 sind Dächer mit einer Dachneigung von 0° bis 10° von Gebäuden, 

Garagen und überdachten Stellplätzen mit einer extensiven Dachbegrünung zu versehen. 

B.1.4 Fassaden 

Außenwandflächen sind zu verputzen, als Sichtmauerwerk oder als Sichtbetonflächen 

auszuführen. Fassaden mit Holzschalungen sind zulässig.  

Unzulässig sind auffällige Fassadenfarben (Leuchtfarben und intensive Farbwerte mit 

Remissionswerten von 1-15 und 80-100). Glänzende und reflektierende Materialien sind nicht 

zulässig mit Ausnahme von Fenster, Türen und Flächen für die Solarnutzung.  

 

B.2 Gestaltung der unbebauten Flächen, der bebauten Grundstücke und 

Einfriedungen (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

B. 2.1 Gestaltung der Zugänge, Zufahrten und Stellplätze 

Private nicht überdachte Stellplätze, Zufahrten zu Stellplätzen und oberirdischen Garagen 

sowie Zugänge sind wasserdurchlässig zu befestigen. Der Unterbau ist ebenfalls 

wasserdurchlässig auszuführen.  
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B.2.2 Einfriedungen entlang öffentlicher Verkehrsflächen  

Tote Einfriedungen und Hecken, die an die öffentlichen Verkehrsflächen grenzen, dürfen eine 

Höhe von 1,50 m nicht überschreiten (Bezugspunkt für die zulässige Höhe ist die fertige Höhe 

der Verkehrsfläche). 

 

B.2.3 Einfriedungen gegenüber den Baugrundstücken  

Sichtschutzwände zu Nachbargrenzen und zwischen Terrassen sind auf der straßenabge-
wandten Seite bis 2,0m Höhe und bis 5,0m Länge zulässig. 

Hinweis: Das gesetzliche Nachbarrecht ist zu beachten. 

 

B.2.4 Abfallbehälter 

Die Flächen für bewegliche Abfallbehälter auf den privaten Grundstücken sind baulich zu 

umgrenzen oder einzugrünen, müssen jedoch nicht überdacht sein. Flächen für Abfallbehälter 

sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 

 

B.2.5 Geländemodellierung entlang der öffentlichen Straßenfläche  

Zur Geländemodellierung der Grundstücke bzw. zum Ausgleich von Höhenunterschieden 

entlang der öffentlichen Straßengrenze, sind Böschungen von höchstens 1:1,5 sowie 

Natursteinmauern, Gabionen mit Naturstein und Natursteinblöcke bis max. 1,2 m zulässig. 

 

B.2.6 Nicht bebaute Grundstücksflächen 

Die übrigen nicht bebauten Grundstücksflächen sind gärtnerisch anzulegen und zu pflegen. 

 

B.3 Anforderungen an Werbeanlagen (§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO)  

Werbeanlagen auf Dächern sind unzulässig. Blinklicht, Wechsellicht, Lauflicht, elektronische 
Laufbänder, Videowände, Projektionen, akustische Werbeanlagen u.ä. sind unzulässig.  

 

B.4 Anzahl der notwendigen Stellplätze (§ 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO)  

Nach § 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO sind je Wohneinheit mindestens 2 Stellplätze zu errichten. Ergibt 

sich bei der Berechnung notwendiger Stellplätze eine Bruchzahl, so wird aufgerundet.  

 

B.5 Außenantennen (§ 74 Abs. 1 Nr. 4 LBO) 

Pro Gebäude sind nur eine Rundfunk- und nur eine Fernsehaußenantenne zulässig. Bei 

Doppelhäusern erhöht sich die zulässige Anzahl auf zwei Rundfunk- und zwei 

Fernsehaußenantennen. Die Außenantennen sind in ihrer Farbe und Position so zu wählen, 

dass sie sich in die Fassaden- bzw. Dachgestaltung einfügen. Dies gilt auch für 

Parabolantennen. 
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C. Hinweise 
 

C.1 Bodendenkmale 

Es besteht Meldepflicht von Bodenfunden gem. § 20 Denkmalschutzgesetz. 

 

C.2 Bodenschutz 

Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundes-Bodenschutzgesetzes 

(BBodSchG), insbesondere auf §§ 4 und 7 wird hingewiesen.  

Auf das Beiblatt „Regelungen zum Schutz des Bodens" wird verwiesen. 

 

C.3 Artenschutzrechtliche Maßnahmen 

Im Rahmen der Artenschutzrechtlichen Relevanzuntersuchung von Dipl.-Biol. Dieter Veile 

wurde das Vorkommen und die mögliche Beeinträchtigung folgender Artengruppen 

untersucht: Vogelarten, Fledermausarten, Amphibienarten, Reptilienarten, Schmetterlinge. 

Lediglich das Vorkommen von Vogelarten ist innerhalb des Plangebietes möglich. 

 

Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände ist folgende konfliktvermeidende 

Maßnahme zu ergreifen: 

Die Entfernung von Gehölzen ist außerhalb der Brutperiode (im Zeitraum zwischen Oktober 
und Februar) durchzuführen.  
 

Bei Beachtung der konfliktvermeidenden Maßnahme werden durch das Planungsvorhaben 

Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG nicht erfüllt.  

 

(Auf die Artenschutzrechtliche Relevanzuntersuchung des Dipl.-Biol. Dieter Veile, Obersulm 

vom Februar 2018 wird verwiesen).  

 

C.4 Grundwasser 

Für eine eventuell notwendige Grundwasserbenutzung (Grundwasserableitung während der 

Bauzeit, Grundwasserumleitung während der Standzeiten von Bauwerken) ist grundsätzlich 

eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich.  

Eine dauernde Grundwasserabsenkung ist nicht zulässig. Baumaßnahmen, die lediglich 

punktuell in das Grundwasser einbinden (z.B. Tiefgründungskörper, Verbaukörper) bedürfen 

einer wasserrechtlichen Erlaubnis, die beim Landratsamt Ludwigsburg, Fachbereich Umwelt, 

zu beantragen ist.  

Bei unvorhergesehenem Erschließen von Grundwasser muss dies dem Landratsamt 

Ludwigsburg angezeigt werden. Die Bauarbeiten sind dann bis zur Entscheidung einzustellen. 

Der Untergrund im Plangebiet besteht aus wasserführenden Festgesteinen des 

Lettenkeupers. Im Umfeld sind Grundwasserflurstände ab ca. 3 m bekannt. Binden Neubauten 

tief in den Untergrund ein, wird empfohlen, rechtzeitig vor Baubeginn Baugrunderkundungen 

zur Klärung der lokalen hydrogeologischen Situation durchzuführen. Erkundungsmaßnahmen, 
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die das Grundwasser tangieren, sind dem Fachbereich Umwelt des Landratsamts 

Ludwigsburg zuvor anzuzeigen. 

 

C.5 Zisternen 

Auf das Förderprogramm der Gemeinde Sersheim zum Bau von Zisternen wird hingewiesen. 

 

C.6 Insektenfreundliche Beleuchtung 

Es sind aus tierökologischer Sicht verträgliche Beleuchtungskörper nach dem Stand der 
Technik (vorzugsweise LED-Leuchtmittel) an Gebäuden und als Straßenbeleuchtung zu 
installieren, um die Fauna des Raumes nicht durch die neuen Lichtquellen zu irritieren bzw. 
anzulocken. Diese sind außerdem so anzubringen, dass keine großräumige Ausleuchtung der 
Umgebung bewirkt wird.  

 

C.7 Duldungspflichten 

Der Eigentümer hat das Anbringen von Haltevorrichtungen und Leitungen für 

Beleuchtungskörper der Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungskörper und des 

Zubehörs sowie Kennzeichen und Hinweisschilder für Erschließungsanlagen auf seinem 

Grundstück gemäß § 126 Abs. 1 BauGB zu dulden. 

Können Verkehrszeichen oder Verkehrseinrichtungen aus technischen Gründen oder wegen 

der Sicherheit und Leichtigkeit des Straßenverkehrs nicht auf der Straße angebracht werden, 

haben die Eigentümer der Anliegergrundstücke das Anbringen gemäß § 5 b Abs. 6 Satz 1 

Straßenverkehrsgesetz zu dulden. 

 

C.8 Kindergarten „Auf dem Kies“ 

Der vorhandene Kindergarten wird bestehen bleiben. Das Flurstück 3001 wird erst für eine 

Wohnnutzung freigegeben, wenn der bestehende Kindergarten aufgegeben wird (dies gilt 

sowohl für den Bereich des Kindergartengebäudes als auch für den Spielplatz des 

Kindergartens). 

 



 

 

D Pflanzenlisten 
 

D.1 Pflanzenliste 1 Laubbäume 

Pflanzgröße: Stammumfang mind. 14-16 cm 

Geeignete klein- und mittelkronige Arten in Sorten: 
Feld-Ahorn Acer campestre 
Hainbuche Carpinus betulus  
Wild-Apfel Malus sylvestris 
Vogel-Kirsche Prunus avium 
Elsbeere Sorbus torminalis 

 
Und alle in der Region üblichen Arten. 

D.2 Pflanzenliste 2  Obstbäume 

Pflanzgröße: Hochstamm auf starkwachsender Sämlingsunterlage 
auf schwachwüchsiger Sämlingsunterlage auch Flachwurzler 

Lokal verbreitete und geeignete Sorten, wie z.B.: 
Apfel: Bittenfelder, Bohnapfel, Brettacher, Engelsberger, Gewürzluiken, Hauxapfel, 

Jakob Fischer 
  

Birne: Alexander Lucas, Gellerts Butterbirne, Köstliche aus Charneux 
  

Mostbirne: Gelbmöstler, oberösterreichische Weinbirne, Palmischbirne,  
Schweizer Wasserbirne, Wildling von Einsiedel 

  
Kirsche: Büttners rote Knorpelkirsche, Hedelfinger Riesenkirsche,  

Große schwarze Knorpelkirsche 

D.3 Pflanzenliste 3 Strauchgehölze in Sorten 

Roter Hartriegel Cornus sanguinea 
Haselnuss Corylus avellana 
Eingriffliger Weißdorn Crataegus monogyna 
Zweigriffliger Weißdorn Crataegus laevigata 
Pfaffenhütchen Euyonimus europaeus 
Liguster Ligustrum vulgare 
Schlehe Prunus spinosa 
Hundsrose Rosa canina 
Wein-Rose  Rosa rubiginosa 
Schwarzer Holunder  Sambucus nigra 
Wolliger Schneeball Viburnum lantana 
Gewöhnlicher Schneeball Viburnum opulus 

 
Und alle in der Region üblichen Arten.  

D.4 Pflanzenliste 4 Dachbegrünung 

Geeignete Kräuter:  

Schnittlauch Allium schoenoprasum 

Berg-Lauch Allium senescens 

Gemeiner Wundklee Anthyllis vulneraria 

Rundbl. Glockenblume Campanula rotundifolia 

Karthäusernelke Dianthus carthusianorum 

Natternkopf Echium vulgare 

Zypressen-Wolfsmilch  Euphorbia cyparissias 



 

 

Gemeines Sonnenröschen Helianthemum nummularium 

Kleines Habichtskraut  Hieracium pilosella 

Hornklee Lotus corniculatus 

Felsennelke Petrorhagia saxifraga 

Scharfer Mauerpfeffer Sedum acre 

Weißer Mauerpfeffer Sedum album 

Feld-Thymian Thymus pulegioides 

Sand-Thymian Thymus serpyllum 

Geeignete Gräser:  

Zittergras Briza media 

Dach-Trespe Bromus tectorum 

Schaf-Schwingel Festuca ovina 

Schillergras Koeleria glauca 

Zwiebel-Rispengras Poa bulbosa 

Flaches Rispengras Poa compressa 

 

 

 



 

 

  

 

 

 

Regelungen zum Schutz des Bodens bei Bauvorhaben 

 

1. Wiederverwertung von Bodenaushub 

1.1 Anfallender Bodenaushub ist in seiner Verwertungseignung zu beurteilen und bei 

entsprechender Qualifizierung wieder zu verwerten. Die VwV des UM für die „Verwertung 

von als Abfall eingestuftem Bodenmaterial“ ist hierbei zu beachten (gilt für den Einbau 

unterhalb einer Rekultivierungsschicht). 

Für den Umgang mit Bodenmaterial, welches für Rekultivierungszwecke bzw. 

Meliorationsmaßnahmen vorgesehen ist, gelten die Vorgaben der Hefte 10 und 28 aus der 

Reihe Luft-Boden-Abfall, UM Baden-Württemberg (v.a. Lagerung, Einbringung). Ebenso sind 

die Anforderungen nach § 12 BBodSchV (Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung) 

und die DIN 19731 (Verwertung von Bodenmaterial) einzuhalten. 

1.2 Einer Vor-Ort-Verwertung des Bodenaushubs innerhalb des Baufeldes (Erdmassenaus-

gleich) ist grundsätzlich Vorrang einzuräumen. Diesem Erfordernis ist bereits in der 

projektspezifischen Planung (z.B. Reduzierung der Einbindetiefen) Rechnung zu tragen. 

1.3 Zu Beginn der Baumaßnahmen ist der Mutterboden (humoser Oberboden, oberste15-30 cm) 

abzuschieben (§ 202 BauGB). Er ist vom übrigen Bodenaushub bis zur weiteren Verwertung 

getrennt zu lagern und vor Verdichtung (kein Befahren) und Vernässung (Böschungen 

profilieren) zu schützen. Die Mieten dürfen max. 2m hoch geschüttet werden und sind bei 

einer Lagerdauer > 6 Monate mit tiefwurzelnden, mehrjährigen Pflanzen zu begrünen. Eine 

vorhandene Vegetation ist im Vorfeld zu mähen und zu mulchen. 

1.4 Bodenaushub unterschiedlicher Verwertungseignung ist separat in Lagen auszubauen, ggfs. 

getrennt zu lagern und spezifisch zu verwerten. Unbrauchbare und/oder belastete Böden 

sind von verwertbarem Bodenaushub zu trennen und einer Aufbereitung oder einer 

geordneten Entsorgung zuzuführen 

1. Bodenbelastungen 

2.1 Der Baubetrieb ist so zu organisieren, dass betriebsbedingte unvermeidliche 

Bodenbelastungen (z.B. Verdichtungen, Erosion) auf das engere Baufeld beschränkt 

bleiben. Künftige Freiflächen (z.B. Ausgleichsflächen, Wiesen) sind deshalb vom Baubetrieb 

durch Absperrbänder freizuhalten. Verdichtungen sind am Ende der Bauarbeiten durch 

Tiefenlockerungsmaßnahmen bis unterhalb des Verdichtungshorizontes zu beseitigen. 

2.2 Hinweise, wie eine bodenschonende Bauausführung zu planen und umzusetzen ist, gibt das 

neu erschienene BVB-Merkblatt Band 2 „Bodenkundliche Baubegleitung“ des 

Bundesverbandes Boden (ISBN 978 3 503 15436 4, Erich Schmidt Verlag GmbH, 2013). 

2.3 Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass Stoffeinträge bzw. 

Vermischungen mit Bodenmaterial auszuschließen sind (z.B. Lagerung auf Geotextil). 

2.4 Werden im Zuge der abzustimmen Bauarbeiten stoffliche Bodenbelastungen angetroffen, ist 

der weitere Handlungsbedarf mit dem Landratsamt Ludwigsburg, Fachbereich Umwelt. 
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